
Vollstreckungsverjährung (§ 480 ZGB), die der Sekretär 
in jedem Fall zu prüfen hat, ist der Vollstreckungs­
antrag durch Beschluß zurückzuweisen (§ 92 Abs. 1 
ZPO), sofern die Vollstreckung nicht durch das Gericht 
zugelassen wurde (§ 480 Abs. 3 Satz 3 ZGB, § 92 Abs. 2 
ZPO). Hält der Sekretär die Zulassung der Vollstrek- 
kung trotz Verjährung für möglich, sollte er vor seiner 
Entscheidung über den Vollstreckungsantrag dem Gläu­
biger die Möglichkeit geben, an das Gericht einen ent­
sprechenden Antrag zu stellen. Eine Zulassung der Voll­
streckung dürfte vor allem in solchen Fällen gerecht­
fertigt sein, in denen wegen eines langen unbekannten 
Auslandsaufenthalts des Schuldners Unterhaltsrück­
stände nicht vollstreckt werden konnten/8/ und dadurch 
verjährt sind.

Schutz des Schuldners vor ungerechtfertigten Härten 
und Nachteilen
Durch die Regelung der Vollstreckung wird der Schuld­
ner im notwendigen Maße vor u n g e r e c h t f e r t i g ­
t e n  Härten und Nachteilen geschützt. Zu diesen Rege­
lungen zählen z. B. § 98 und die §§ 102 und 103 sowie die 
§§ 97 Abs. 2 und 115 ZPO, die die völlige oder teilweise 
Unpfändbarkeit für bestimmte Forderungen des Schuld­
ners festlegen. Durch § 118 Abs. 2 ZPO werden die für 
die Lebenshaltung oder die Berufsausübung vom 
Schuldner benötigten Sachen der Pfändung entzogen, 
und mit § 122 Abs. 1 ZPO wird gesichert, daß gepfän­
dete Sachen nicht zu einem zu geringen Preis verwer­
tet werden.
Weiterhin kann in Ausnahmefällen ein pfändbarer For­
derungsbetrag herabgesetzt werden, wenn das dringend 
erforderlich ist, um durch außergewöhnliche Umstände 
bedingte, ungerechtfertigte Härten für den Schuldner 
und seine Familie zu vermeiden; die Herabsetzung muß 
aber auch dem Gläubiger zuzumuten sein (§ 107 Abs. 1 
ZPO). Diese Entscheidung kann der Sekretär ohne be­
sonderen Antrag treffen, wenn er einen derartigen 
Härtefall feststellt (§ 107 Abs. 3 ZPO). Die Herabsetzung 
des pfändbaren Betrags kann aber auch vom Gläubiger, 
vom Schuldner oder vom Drittschuldner beantragt wer­
den. Der Betrieb soll als Drittschuldner einen solchen 
Antrag immer dann stellen, wenn er erkennt, daß beim 
Schuldner ein solcher Härtefall vorliegt (§ 107 Abs. 4 
ZPO).
Auch die mit § 122 Abs. 3 ZPO eingeräumte Möglichkeit, 
auf Antrag des Schuldners die Verwertung gepfändeter 
Sachen auszusetzen und ihm zur Tilgung des Anspruchs 
Ratenzahlungen aufzuerlegen, die dem Gläubiger zuzu­
muten sind, verhindert das Eintreten ungerechtfertigter 
Nachteile für den Schuldner durch die Verwertung der 
Pfandgegenstände. Mit den §§ 107 Abs. 1 und 122 Abs. 3 
ZPO können im Interesse des Schuldners nur bestimmte 
einzelne Vollstreckungsmaßnahmen eingeschränkt wer­
den.
Nach § 131 Abs. 2 Ziff. 3 ZPO kann der Sekretär auch 
ohne Antrag die Vollstreckung insgesamt vorläufig ein­
stellen, wenn sie „für den Schuldner infolge außer­
gewöhnlicher Umstände eine ungerechtfertigte Härte 
bedeuten oder ihm nicht ausgleichbare Nachteile zu­
fügen würde und die vorläufige Einstellung dem Gläubi­
ger insofern zuzumuten ist“. Die vorläufige Einstellung 
führt - wie bereits dargelegt — zur zeitweiligen Unzu-

/8/ In diesem Fall beträgt die Frist, in der die Vollstreckung 
beantragt werden konnte, vier Jahre (§ 460 Abs. 1 Satz 2 ZGB). 
Sie wird im Regelfall durch den Vollstreckungsantrag unter­
brochen (§ 86 Abs. 1 ZPO, § 480 Abs. 3 Satz 1 ZGB). Jedoch kann 
ein Vollstreckungsantrag nach § 86 Abs. 1 ZPO dann nicht ge­
stellt und die Unterbrechung der Verjährung nicht herbeige­
führt werden, wenn außerhalb der DDR volistreckt werden 
muß (§ 93 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 ZPO). Die Regelung, daß der nur 
einmal zu stellende Vollstreckungsantrag die Vollstreckung bis 
zur endgültigen Erfüllung des Anspruchs aus dem Vollstrek- 
kungstitel und damit auch eine Unterbrechung der Verjährung 
herbeiführt, gilt natürlich nur im Geltungsbereich der ZPO.

lässigkedt der Vollstreckung aus dem Vollstreckungs­
titel. Da diese Vollstreckungsbesthränkung so umfass 
send und dem Vollstreckungsziel völlig entgegengerich­
tet ist, bedarf es einer gründlichen Prüfung a l l e r  Ent­
scheidungskriterien durch den Sekretär. Die Anwen­
dung dieser außerordentlichen Schutzbestimmung ist 
nur zulässig, wenn die vom Gesetz genannten Voraus­
setzungen erfüllt sind. In diesem Zusammenhang soll 
betont werden, daß die Vollstreckung in der Regel für 
den Schuldner eine Härte bedeuten wird, die aber da­
durch gerechtfertigt ist, daß er seiner aus § 85 Abs. 1 
ZPO folgenden Verpflichtung zur pünktlichen und voll­
ständigen Erfüllung des gegen ihn bestehenden An­
spruchs nicht nachgekommen ist.

Wahrung der Rechte des Gläubigers

Da die Vollstreckung zur Durchsetzung der gerichtlichen 
Entscheidung und zur Wahrung der sich daraus für den 
Gläubiger ergebenden Rechte betrieben wird, sieht das 
Gesetz auch Maßnahmen in dieser Hinsicht vor.
Nach § 94 Abs. 2 ZPO kann der Sekretär zur Wahrung 
der Rechte des Gläubigers, aber auch zur Vermeidung 
ungerechtfertigter Härten für den Schuldner eine vom 
Gericht nach § 79 Abs. 1 ZPO getroffene rechtskräftige 
Entscheidung über die Art und Weise der Erfüllung des 
Anspruchs durch Beschluß ändern oder, falls das Urteil 
eine solche Entscheidung nicht enthält, Ratenzahlungen 
oder Leistungsfristen festlegen, wenn die wirtschaftliche 
Lage des Schuldners das zuläßt oder erfordert./9/ Erfolgt 
die Änderung oder Festlegung im Interesse des Schuld­
ners, muß sie dem Gläubiger zuzumuten sein. Im Inter­
esse des Gläubigers wird eine solche Entscheidung im­
mer dann liegen, wenn der Anspruch schneller getilgt 
werden kann, ohne daß u n g e r e c h t f e r t i g t e  Här­
ten für den Schuldner entstehen. Unter den gleichen 
Voraussetzungen ist die Heraufsetzung eines Pfändungs­
betrags bei der Forderungspfändung zulässig (§ 107 
Abs. 2 ZPO).

Vollstreckung in Arbeitseinkünfte

Da das Gesetz bei der Vollstreckung von Zahlungsan­
sprüchen vorrangig auf die Pfändung der Arbeitsein­
künfte des Schuldners orientiert (§ 86 Abs. 4 ZPO), sind 
die Bestimmungen über die Forderungspfändung auf 
diese Vollstreckungsmaßnahme zugeschnitten. In § 117 
Abs. 1 ZPO werden die Vorschriften bezeichnet, die auch 
auf die Pfändung anderer Forderungen und auf die 
Pfändung von Rechten (§ 117 Abs. 4 ZPO) anzuwenden 
sind. Weitere Besonderheiten der Forderungspfändung, 
nämlich die Pfändung von in einem öffentlichen Re­
gister eingetragenen Forderungen (z. B. Hypotheken) 
oder von Forderungen, über die Urkunden ausgestellt 
sind (z. B. Sparguthaben, Obligationen), regelt § 117 
Abs. 2 und 3 ZPO.

Pfändungsanordnung

Eine Forderung des Schuldners wird durch eine vom 
Sekretär nach § 99 ZPO zu erlassende Pfändungsanord­
nung gepfändet, die dem Drittschuldner zuzustellen so­
wie dem Gläubiger und dem Schuldner zu übersenden 
ist Mit der Zustellung an den Drittschuldner wird die 
Pfändung in Höhe des Anspruchs des Gläubigers be­
wirkt, d. h., der Schuldner darf über die gepfändete 
Forderung nicht mehr verfügen, und der Drittschuldner 
darf in Höhe der Pfändung nicht mehr an den Schuld­
ner leisten.
In der Pfändungsanordnung hat der Sekretär zugleich

19/ Eine vom Gericht getroffene Festlegung über die Art und 
Weise der Erfüllung kann vom Sekretär nur dann verändert 
werden, wenn sich gegenüber dem Zeitpunkt des Urteilserlasses 
die wirtschaftliche Lage der Beteiligten verändert hat oder 
wenn insoweit die Beteiligten eine Einigung herbeigeführt 
haben.
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